
zuständigen Wahlkommission bestätigt. Die Aufnahme eines neuen 
Kandidaten in den Wahlvorschlag erfolgt in gleicher Weise.

IV.
Wahlbezirke

§22
(1) Die Stimmabgabe erfolgt in Wahlbezirken. Die Wahlbezirke 

werden durch die Räte der Städte, Stadtbezirke und Gemeinden gebil­
det.

(2) Ein Wahlbezirk soll nicht mehr als 1500 Wahlberechtigte umfas­
sen, darf jedoch nicht so klein sein, daß die Geheimhaltung der Stimm­
abgabe gefährdet ist.

(3) Die Bildung der Wahlbezirke ist spätestens 50 Tage vor dem 
Wahltag durch den zuständigen Rat bekanntzugeben.

§23
(1) In Arbeiterwohnheimen, Universitäten, Hoch- und Fachschu­

len, Lehrlingswohnheimen, Internaten, Einrichtungen des Gesund­
heitswesens, der See- und Binnenschiffahrt, der Hochseefischerei so­
wie in anderen Einrichtungen können selbständige Wahlbezirke 
gebildet werden. Die Bildung dieser Wahlbezirke bedarf der Bestäti­
gung der Bezirkswahlkommission.

(2) Von der Wahlkommission der Republik kann festgelegt wer­
den, die Wahlhandlung in den selbständigen Wahlbezirken während 
der Zeit der Öffnung der Sonderwahllokale durchzuführen.

V.
Wählerlisten

§24
(1) In jedem Wahlbezirk werden unter Verantwortung der Räte der 

Städte, Stadtbezirke und Gemeinden bis spätestens 21 Tage vor dem 
Wahltag Wählerlisten aufgestellt.

(2) Wählen kann nur, wer in der Wählerliste seines Wahlbezirkes 
eingetragen ist. Für Wahlberechtigte, die sich während der Wahlen 
nicht auf dem Staatsgebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
befinden, trifft der Staatsrat erforderliche Festlegungen.

§25
(1) Nach Abschluß der Aufstellung der Wählerlisten ist jedem 

Wahlberechtigten durch den Rat der Stadt, des Stadtbezirkes bzw. der 
Gemeinde eine schriftliche Benachrichtigung über seine Eintragung in 
die Wählerliste zu übermitteln.
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